
StVollstrO: § 30 Inhalt des Aufnahmeersuchens

§ 30  Inhalt des Aufnahmeersuchens 
 
(1) Das Aufnahmeersuchen muss – außer den Angaben zur verurteilten Person – enthalten:

1.  die genaue Bezeichnung der zu vollstreckenden Entscheidung (Angabe des Gerichts, des Tages der 
Entscheidung und des Aktenzeichens);

 
2.  die Bezeichnung der Tat;

 
3.  Art und Dauer der zu vollstreckenden Strafe;

 
4.  den Zeitpunkt, von dem an die Strafzeit zu berechnen ist;

 
5.  die Zeitdauer der anzurechnenden Untersuchungshaft oder sonstigen Freiheitsentziehung;

 
6.  die etwa schon verbüßte Strafzeit;

 
7.  den Zeitpunkt, bis zu dem sich die verurteilte Person zum Strafantritt zu stellen hat (§ 27 Absatz 2), 
oder die Angabe, dass sie aus behördlicher Verwahrung der Strafhaft zugeführt wird (§ 28);

 
8.  Angaben über die Staatsangehörigkeit der verurteilten Person;

 
9.  die Begründung für die Zuständigkeit der Vollzugsanstalt, wenn die Einweisung vom Vollstreckungsplan 
abweicht;

 
10.  bei Soldatinnen und Soldaten die nächste disziplinarvorgesetzte Person und deren Anschrift;

 
11.  einen Hinweis, falls eine Entscheidung über Halbstrafenentlassung von Amts wegen zu treffen ist (§ 
57 Absatz 2 Nummer 1 StGB);

 
12.  einen Hinweis, falls eine Festnahme der verurteilten Person im Ausland zum Zwecke ihrer 
Überstellung erfolgt ist.

 
(2) 1Außerdem nimmt die Vollstreckungsbehörde andere für den Vollzug besonders wichtige Angaben aus 
dem Inhalt der Sachakten in das Aufnahmeersuchen auf. 2Dies gilt insbesondere, wenn ihr Umstände 
bekannt sind, die auf Selbsttötungsgefahr, Betäubungsmittel- und andere Abhängigkeit, Fluchtverdacht, die 
Gefahr gewalttätigen Verhaltens gegen Bedienstete oder Mitgefangene hindeuten oder sonst für die 
Sicherheit und Ordnung in der Vollzugsanstalt bedeutsam sind. 3Ist die verurteilte Person im Strafverfahren 
oder vor Strafantritt auf ihren körperlichen oder geistigen Zustand untersucht worden, so muss das 
Aufnahmeersuchen einen Hinweis auf die Untersuchung enthalten, insbesondere wenn Gutachten nicht 
beigefügt werden (§ 31 Absatz 2).


